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Begründung

zur 2. Änderung des B-Planes Nr. 6

der Gemeinde Hattstedt

- Kreis Nordfriesland -

1. Gründe für die Änderung des B-Planes

Die Gemeindevertretung hat beschlossen, den B-Plan Nr. 6 zu ändern. Eine bisher als
Grünfläche ausgewiesene Fläche soll nun teilweise einer gewerblichen Nutzung zuge-
führt werden. Sie dient der Entwicklung eines bestehenden angrenzenden Betriebes.

Nach längerer Abwägung durch die Gemeindevertretung wird nun eine ca. 3.200 m2
große Fläche als Gewerbegebiet ausgewiesen. Eine Fläche von rd. 2.800 m2 wird als
Ausgleichsfläche mit einem Regenrückhaltegewässer festgesetzt. Diese festgesetzte
Ausgleichsfläche soll auch zur Gliederung des Baugebietes beitragen und bildet eine
Zäsur zwischen dem Gewerbegebiet und dem Mischgebiet im Westen.

Bei der vorgesehenen Betriebserweiterung handelt es sich um einen nicht wesentlich
störenden Gewerbebetrieb, der mit dem angrenzenden Mischgebiet und den dort vor-
handenen Nutzungen vereinbar ist. Die nun vorgesehene Bebauung mit einem baulichen
Übergang von dem Mischgebiet zum Gewerbegebiet ist ortsptanerisch vertretbar und
führt nicht zu einer Fehlentwicklung.

2. Planinhalte

Die Art der Nutzung wird als Gewerbegebiet festgesetzt. Da das geplante Gebiet im
Übergang zum Mischgebiet ausgewiesen wird, ist für die zulässigen Geräuschentwick-
lungen ein Immissionswert festgelegt worden, der für drei Meßpunkte bestimmt wird. Mit
dieser Einschränkung der zulässigen Lärmpegel sollen die angrenzenden Mischgebiets-
nutzungen geschützt werden.

Das Gewerbegebiet wurde als zulässige Nutzung auch deshalb gewählt, um die Zuläs-
sigkeit von Wohnungen nur für den Bedarf aus der Betriebsführung einschränken zu
können. Mit dieser Nutzungseinschränkung erfolgt eine Gliederung de.c Ge-
werbegebietes im Bereich des B-Planes Nr. 6 auf der Grundlage des § 1 Abs. 4
BauNVO.

Das Maß der Nutzung wird durch eine GRZ von 0,4 bestimmt. Die offene Bauweise mit
der Zulässigkeit eines Vollgeschosses bleibt Bestandteil wie im übrigen Gewerbege-
bietsbereich des bestehenden B-Planes Nr. 6.

Mit den festgelegten Baugrenzen werden die überbaubaren Flächen bestimmt. In An-
lehnung an die ursprüngliche Grünflächennutzung werden ca. 2.800 m2 als Fläche zur
Entwicklung von Natur und Landschaft im südlichen Bereich des Plangebietes ausge-
wiesen. Für anfallendes Oberflächenwasser ist ein Regenrückhaltegewässer in diesem
Bereich vorgesehen.
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3. Erschließung, Ver-undEntsorgungseinrichtunfjen,

Hinsichtlich der Erschließung und der Ver- bzw. Entsorgungseinrichtungen ergeben sich
keine Veränderungen. Die geplanten Gewerbegebietsflächen können an die vorgesehe-
nen Erschließungsstraßen und die entsprechenden Versorgungsleitungen angebunden
werden.

4. Eingriffs- und Auscjleichsregelungen gemäß Runderlaß

Allgemeines
Eingriffe können erfolgen in Arten und Lebensgemeinschaften, in den Boden, in Oberflä-
chengewässer und in das Grundwasser.

Bestand

Der Anderungsbereich liegt zwischen vorhandener Bebauung im Westen bzw. Osten
und wird im Süden von der B 5 begrenzt. Im Norden ist im bestehenden B-Plan eine Er-
schließungsstraße festgelegt.

Z. Z. ist diese Fläche im B-Plan als Grünfläche festgesetzt und wurde bisher als Grün-
land genutzt. Auf der Fläche befinden sich keine nach § 15a LNatSchG geschützten
Biotope. Vorhandene Wälle mit Grasbewuchs werden durch die Änderung nicht beein-
trächtigt.

. Das Gelände hat leichtes Gefalle in Nord-/Südrichtung und besteht aus wasserdurchläs-
sigem sandigen Lehmboden. Besondere Lebensgemeinschaften sind auf der Fläche
nicht vorhanden.

Bewertung
Wesentliche Eingriffe in Arten- und Lebensgemeinschaften erfolgen nicht. In geschützte
Biotope wird nicht eingegriffen.
Eingriffe in Oberflächengewässer und in das Grundwasser sind nicht vorgesehen. Das
anfallende Oberflächenwasser von den Dachflächen soll soweit wie möglich auf dem
Grundstück verrieseln und dem Grundwasser zugeführt werden. Überschüssiges Ober-
flächenwasser soll in Regenrückhaltegewässer südlich der geplanten Gewerbegebiets-
flächen geleitet werden.

Eingriffe in den Boden
Es weiden Eingriffe in den Boden erfolgen, diese sind auszugleichen.
Im Rahmen der Änderung des B-Planes wird eine Nettobaulandfläche von ca. 3.200 m2
als Gewerbegebiet ausgewiesen.
Bei einer festgesetzten GRZ von 0,4 können 1.280 m2 plus 50 % für Garagen und Ne-
benanlagen gem. § 19 Abs. 4 BauNVO überbaut werden. Als versiegelte Flächen sind
deshalb rd. 2.000 m2 auszugleichen. Es ist mindestens ein Ausgleich im Verhältnis
1 : 0,5 zu schaffen.

Ausgleich
Gemäß Runderlaß ist mindestens eine ca. 1.000 m2 große Fläche für die geplante Be-
bauung aus der landwirtschaftlichen Nutzung herauszunehmen.
Auf dem Grundstück selbst werden Flächen in einer Größe von ca. 2.800 m2 zur Entwick-
lung von Natur und Landschaft ausgewiesen. Diese Ausweisung soll den Eingriff in eine
bisher als Grünfläche festgelegte Fläche ausgleichen und diese zu einem naturnahen
Biotop entwickeln.
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Der Eingriff durch die zusätzliche Versiegelung ergibt ein Defizit von ca. 1.000 m2 Fläche
für einen Ausgleich. Diese Fläche wird von der Gemeinde zur Verfügung gestellt, sie
liegt am Ortsrand und soll zusätzlich mit standortgerechten Gehölzen bepflanzt werden.

Die Gemeinde wird in einer Vereinbarung die Kosten auf den Verursacher übertragen.
Eine Festsetzung dieser Fläche im B-Plan wird nicht vorgenommen. Sie wird im Rahmen
der 4. Änderung des F-Planes entsprechend dargestellt.

Eingriff und Ausgleich in das Landschaftsbild
Durch die beabsichtigte Änderung des B-Planes wird nur gering in das Landschaftsbild
eingegriffen. Der relativ kleine Bereich ist westlich und östlich von vorhandener Bebau-
ung umgeben.
Im Süden bleibt eine ca. 40 m tiefe Fläche unbebaut. Mit der geplanten Bepflanzung wird
insgesamt der Eingriff in das Landschaftsbild minimiert und im Vergleich zur Nachbar-
schaft ausgeglichen.

Abschließend stellt die Gemeinde fest, daß die Aufstellung eines Grünordnungsplanes nicht
erforderlich ist.

Mit den vorgesehenen Festsetzungen und dem Ausgleich außerhalb des Plangebietes
kann bzw. wird der Eingriff in Natur und Landschaft ausgeglichen.

Die Begründung zur 2. Änderung des B-Planes Nr. 6 wird mit Beschluß der Gemeindever-

tretungvom 2 7 MA| lg99 gebilligt.

Hattstedt, den 2 'S QKJ. ^
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